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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung eingebrachten 

Entwurf eines Gesetzes über das Inkrafttreten der Vorschriften 
über die Unterbringung in einer sozialtherapeutischen Anstalt 

— Drucksache 8/792 — 


A. Problem 

Der in Artikel 7 des Zweiten Gesetzes zur Reform des Straf- 
rechts — bisher auf den 1. Januar 1978 — festgesetzte Zeitpunkt 
des Inkrafttretens der Vorschriften des Strafgesetzbuches über 
die Unterbringung in der sozialtherapeutischen Anstalt und die 
Überweisung in den Vollzug dieser Maßregel soll, einer Emp- 
fehlung der Justizminister und -Senatoren folgend, hinausge- 
schoben werden. Die Justizminister und -Senatoren halten es im 
Hinblick auf den Stand, den der Aufbau der sozialtherapeuti- 
schen Anstalten bis heute erreicht hat, für erforderlich, das In- 
krafttreten der genannten Vorschriften noch für eine längere 
Zeit hinauszuschieben. In der Zwischenzeit werden die Justiz- 
minister und -Senatoren ihre Erfahrungen austauschen, die mit 
der Behandlung von Gefangenen gemacht werden, welche auf 
Grund des § 9 des Strafvollzugsgesetzes in einer sozialtherapeu- 
tischen Anstalt untergebracht sind. Eine von den Justizmini- 
stern und -Senatoren beauftragte Kommission wird die recht- 
lichen Regelungen der Unterbringung in einer sozialtherapeu- 
tischen Anstalt unter Berücksichtigung der gewonnenen Erfah- 
rungen insgesamt überprüfen. 
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B. Lösung 

Der Rechtsausschuß schlägt einstimmig als neuen Termin für 
das Inkrafttreten der Vorschriften über die Unterbringung in 
einer sozialtherapeutischen Anstalt den 1. Januar 1985 vor. 
Demgegenüber war im Gesetzentwurf der 1. Januar 1983 vor- 
gesehen. 


C. Alternativen 

a) Keine gesetzliche Neuregelung. Die Länder müßten dann 
dafür sorgen, daß Verurteilte in einer sozialtherapeutischen 
Anstalt behandelt werden können. Die meisten Länder 
wären dazu aber nicht in der Lage. 

b) Aufhebung der Vorschriften über die Unterbringung in 
einer sozialtherapeutischen Anstalt. 

Die Überprüfung der diesbezüglichen Vorschriften könnte 
von der beauftragten Kommission ohne gesetzliche Vorgabe 
vorgenommen werden. 

Der Rechtsausschuß hat zu dem Problem die Stellungnahme der 
Länder eingeholt. Dabei hat die Mehrheit der sich äußernden 
Länder für den 1. Januar 1985 ausgesprochen. Das Saarland 
und Rheinland-Pfalz haben den schon vom Bundesrat vorge- 
schlagenen Zeitpunkt des 1. Januar 1988 und Berlin den 1. Ja- 
nuar 1983 befürwortet. 


D. Kosten 

Bund, Länder oder Gemeinden werden durch die Verschiebung 
des Zeitpunkts für das Inkrafttreten der genannten Vorschriften 
nicht mit Mehrkosten belastet. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 8/792 — in der aus der anliegenden Zusammen- 
stellung ersichtlichen Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 21. November 1977 

Der Rechtsausschuß 

Dr. Lenz (Bergstraße) 

Vorsitzender 


Dr. Bardens Erhard (Bad Schwalbach) 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes über das Inkrafttreten der Vorschriften 
über die Unterbringung in einer soziaitherapeutischen Anstalt 
— Drucksache 8/792 — 

mit den Beschiüssen des Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes über das Inkrafttreten der 
Vorschriften über die Unterbringung in einer sozial- 
therapeutischen Anstalt 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

Änderung des Zweiten Gesetzes 
zur Reform des Strafrechts 

Artikel 7 des Zweiten Gesetzes zur Reform des 
Strafrechts vom 4. Juli 1969 (BGBl. I S. 717), zuletzt 
geändert durch Artikel 18 IV des Einführungsgeset- 
zes zum Strafgesetzbuch vom 2. März 1974 (BGBl. I 
S. 469; 1975 I S. 1916; 1976 I S. 507) in Verbindung 
mit § 1 Nr. 1 des Gesetzes vom 15. August 1974 
(BGBl. I S. 1942), wird wie folgt geändert: 

1. In Absatz 2 wird die Jahreszahl „1978" durch die 
Jahreszahl „1983" ersetzt. 

2. In Absatz 3 wird in den Eingangsworten die Jah- 
reszahl „1977" durch die Jahreszahl „1982" er- 
setzt. 

§ 2 

Änderung des Einführungsgesetzes 
zum Strafgesetzbuch 

Das Einführungsgesetz zum Strafgesetzbuch vom 
2. März 1974 (BGBl. I S. 469; 1975 I S. 1916; 1976 I 
S. 507), zuletzt geändert durch § 182 des Strafvoll- 
zugsgesetzes vom 16. März 1976 (BGBl. I S. 581, 
2088), wird wie folgt geändert: 

1. In Artikel 301 wird die Jahreszahl „1978" durch 
die Jahreszahl „1983" ersetzt. 

2. Artikel 326 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 4 wird die Jahreszahl „1978" durch 
die Jahreszahl „1983" ersetzt, 

b) in Absatz 5 wird in den Eingangsworten die 
Jahreszahl „1977" durch die Jahreszahl „1982" 
ersetzt. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes über das Inkrafttreten der 
Vorschriften über die Unterbringung in einer sozial- 
therapeutischen Anstalt 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

Änderung des Zweiten Gesetzes 
zur Reform des Strafrechts 

Artikel 7 des Zweiten Gesetzes zur Reform des 
Strafrechts vom 4. Juli 1969 (BGBl. I S. 717), zuletzt 
geändert durch Artikel 18 IV des Gesetzes vom 
2. März 1974 (BGBl. I S. 469), wird wie folgt geän- 
dert: 


1. In Absatz 2 wird die Jahreszahl „1978" durch die 
Jahreszahl „ 1985 " ersetzt. 

2. In Absatz 3 wird in den Eingangsworten die Jah- 
reszahl „1977" durch die Jahreszahl „ 1984 " er- 
setzt. 

§ 2 

Änderung des Einführungsgesetzes 
zum Strafgesetzbuch 

Das Einführungsgesetz zum Strafgesetzbuch vom 
2. März 1974 (BGBl. I S. 469), zuletzt geändert durch 
§ 182 des Gesetzes vom 16. März 1976 (BGBl. I 
S. 581), wird wie folgt geändert: 


1. In Artikel 301 wird die Jahreszahl „1978" durch 
die Jahreszahl „ 1985 " ersetzt. 

2. Artikel 326 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 4 wird die Jahreszahl „1978" durch 
die Jahreszahl „ 1985 " ersetzt. 

b) in Absatz 5 wird in den Eingangsworten die 
Jahreszahl „1977" durch die Jahreszahl „ 1984 " 
ersetzt. 
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§ 3 

Beriin>Kiausei 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land Ber- 
lin. 


§4 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 


u n V 


u n V 


§3 

erändert 


§4 

erändert 
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Bericht der Abgeordneten Dr. Bardens und Erhard (Bad Schwalbach) 


1. Der Deutsche Bundestag hat den Gesetzentv/urf 
in seiner 39. Sitzung am 8. September 1977 in er- 
ster Lesung ohne Aussprache an den Rechtsaus- 
schuß überwiesen. Der Rechts aus schuß hat den 
Gesetzentwurf in seiner 22. Sitzung am 30. Sep- 
tember 1977 und in seiner 27. Sitzung am 9. No- 
vember 1977 beraten. 

2. Nach Artikel 7 des Zweiten Gesetzes zur Reform 
des Strafrechts vom 4. Juli 1969 (BGBl. I S. 717) 
sollten die in diesem Gesetz enthaltenen Vor- 
schriften über die Unterbringung in einer sozial- 
therapeuthischen Anstalt und die Überweisung 
in den Vollzug dieser Maßregel am 1. Oktober 
1973 in Kraft treten. Dieser Zeitpunkt des In- 
krafttretens wurde sodann durch § 1 Abs. 2 des 
Gesetzes über das Inkrafttreten des Zweiten Ge- 
setzes zur Reform des Strafrechts vom 30. Juli 
1973 (BGBl. I S. 909) bis zum 1. Januar 1978 hin- 
ausgeschoben. Dieser Termin ging auf einen Vor- 
schlag des Vermittlungsausschusses (s. Drucksache 
7/850), dessen Einberufung vom Bundesrat ver- 
langt worden war, zurück. Der Bundestag hatte den 

1. Januar 1975 mehrheitlich für richtig gehalten. 

Das Einführungsgesetz zum Strafgesetzbuch vom 

2. März 1974 (BGBl. I S. 469) sieht Folgeände- 
rungen für die Bereiche der Sicherungsverwah- 
rung (Ubergangsfassung gemäß Artikel 18 IV 
Buchstabe b), des § 121 Abs. 4 StGB (Über- 
gangsfassung gemäß Artikel 326 Abs. 5 Nr. 1), 
der Strafprozeßordnung (Übergangsfassung ge- 
mäß Artikel 326 Abs. 5 Nr. 2), des Gerichtsver- 
fassungsgesetzes (Übergangsfassung gemäß Arti- 
kel 326 Abs. 5 Nr. 3), des Bundeszentralregister- 
gesetzes (Artikel 24 Nr. 36 Buchstabe a und 
Übergangsfassung gemäß Artikel 326 Abs. 5 
Nr. 4), des Jugendgerichtsgesetzes (Übergangs- 
fassung gemäß Artikel 326 Abs. 5 Nr. 5), des 
Gesetzes über den unmittelbaren Zwang bei 
Ausübung öffentlicher Gewalt durch Vollzugsbe- 
amte des Bundes (Übergangsfassung gemäß Ar- 
tikel 326 Abs. 5 Nr. 6), des Wehrpflichtgesetzes 
(Übergangsfassung gemäß Artikel 326 Abs. 5 
Nr. 7), des Soldatengesetzes (Übergangsfassung 
gemäß Artikel 326 Abs. 5 Nr. 8), des Zivildienst- 
gesetzes (Übergangsfassung gemäß Artikel 326 
Abs. 5 Nr. 9), des Lastenausgleichsgesetzes 
(Übergangsfassung gemäß Artikel 326 Abs. 5 
Nr. 10) und der Scblußvorscbriften des Einfüh- 
rungsgesetzes zum Strafgesetzbuch (Artikel 301) 
vor. Dabei hat das Einführungsgesetz zum Straf- 
gesetzbuch dem in Artikel 7 Abs. 2 des Gesetzes 
über das Inkrafttreten des Zweiten Gesetzes zur 
Reform des Strafrechts vom 30. Juli 1973 aufge- 
führten Zeitpunkt — 1. Januar 1978 — durch Ar- 
tikel 18 IV und Artikel 326 Abs. 4, 5 Rechnung 
getragen. 

Bonn, den 21. November 1977 


Im Rechtsausschuß ist an der bisherigen Folge 
der Änderungen und der nunmehr erneuten Vor- 
lage einer Änderung Kritik geübt worden: Durch 
die mehreren Änderungsgesetze, vor allem durch 
die vorgenommenen zahlreichen Verweisungen 
des Einführungsgesetzes zum Strafgesetzbuch 
und der vorliegenden Gesetzesänderung sei der 
geltende Rechtsstand so unklar und wenig über- 
schaubar geworden, daß selbst der rechtskundige 
Praktiker nur mit Mühe die jeweils vorgenom- 
menen Änderungen feststellen könne. Eine der- 
artige rechtstechnisch verwirrende Gesetzesarbeit 
sollte künftig vermieden werden. Der Rechtsaus- 
schuß hat zur besseren Lesbarkeit des Gesetzes 
einige Verweisungen des Entwurfs gestrichen. 
Diese Verweisungen bzw. Bezugnahmen erschei- 
nen überflüssig. 

3. Inzwischen hat sich herausgestellt, daß fast alle 
Länder die erforderlichen baulichen, personellen 
und organisatorischen Maßnahmen zur Errich- 
tung sozialtherapeutischer Anstalten nicht bis 
zum 1. Januar 1978 durchführen können. Der Re- 
gierungsentwurf schlägt als neuen Zeitpunkt für 
das Inkrafttreten den 1. Januar 1983, also eine 
Frist von fünf Jahren, vor, während der Bundes- 
rat in seiner Stellungnahme den 1. Januar 1988 
für das Inkrafttreten, also eine Frist von zehn 
Jahren, vorschlägt. 

Eine Verlängerungsfrist von zehn Jahren hat 
auch auf einer Sonderbesprechung vom 3. März 
1977 die Mehrheit der Justizminister und -Sena- 
toren empfohlen. 

Der Rechtsausschuß schlägt nunmehr einstimmig 
mit dem Zeitpunkt des 1. Januar 1985 eine Kom- 
promißlösung vor. Seiner Auffassung nach müßte 
eine weitere Frist von sieben Jahren für die Län- 
der genügen, um die erforderlichen Maßnahmen 
zur Errichtung sozialtherapeutischer Anstalten 
durchzuführen. Der Ausschuß hat die Stellung- 
nahme der Länder zu seinem Kompromißvor- 
schlag eingeholt. Die Mehrheit der Länder, die 
sich geäußert haben, hat sich für den vom Aus- 
schuß vorgeschlagenen Zeitpunkt ausgesprochen, 
nämlich Baden-Württemberg, Bremen, Hamburg, 
Hessen, Nordrhein-Westfalen. Berlin hat den 
1. Januar 1983 vorgeschlagen, ist hilfsweise aber 
auch mit dem 1. Januar 1985 einverstanden. Da- 
gegen hält das Saarland und Rheinland-Pfalz den 
Zeitpunkt des 1. Januar 1988 für notwendig. Das 
Land Bayern hat in Aussicht gestellt, sich mit 
dem 1. Januar 1985 abfinden zu wollen. 

Im übrigen darf wegen der Einzelheiten auf die 
Begründung des Regierungsentwurfs bezug ge- 
nommen werden. 


Dr. Bardens Erhard (Bad Schwalbach) 

Berichterstatter 
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